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§54

Entzug der Fahrerlaubnis

(1) Der Entzug der Fahrerlaubnis kann durch das Gericht zusätzlich zu einer 
Strafe ausgesprochen werden, wenn der Täter als Führer eines Kraftfahrzeuges eine 
Straftat begangen hat und es deshalb erforderlich ist, daß er zeitweilig von der 
Führung von Kraftfahrzeugen ausgeschlossen wird.

(2) Die Dauer des Entzugs der Fahrerlaubnis beträgt mindestens drei Monate. 
Sie kann zeitlich begrenzt oder unbegrenzt ausgesprochen werden.

(3) Der Entzug der Fahrerlaubnis kann durch Beschluß des Gerichts verkürzt 
oder aufgehoben werden, wenn der Zweck erreicht ist und der Verurteilte die Gewähr 
gibt, künftig die gesetzlichen Bestimmungen zu achten.

(4) Zur Gewährleistung der Sicherheit kann das zuständige Organ die Erlaubnis 
vorläufig entziehen.

§55

Entzug anderer Erlaubnisse

(1) Wird in einem Strafverfahren festgestellt, daß wegen der Begehung einer 
Straftat die Voraussetzungen für eine dem Täter erteilte Erlaubnis nicht mehr be­
stehen, kann das Gericht zusätzlich zu einer Strafe den Entzug dieser Erlaubnis 
aussprechen.

(2) § 54 Absätze 2 und 4 gelten entsprechend.

§56

Einziehung von Gegenständen

(1) Gegenstände, die zu einer vorsätzlichen Straftat benutzt werden oder zur 
Benutzung bestimmt sind oder die durch eine solche Tat erlangt oder hervor­
gebracht werden, können eingezogen werden. Sind solche Gegenstände veräußert 
worden, kann auch ihr Erlös eingezogen werden. Die eingezogenen Gegenstände 
werden mit Rechtskraft des Urteils Volkseigentum.

(2) Gegenstände, die in sozialistischem Eigentum stehen, sowie Gegenstände, 
deren Einziehung vom Gesetz durch andere Organe vorgesehen ist, unterliegen 
nicht der gerichtlichen Einziehung.

(3) Gegenstände, die einer Person durch die Straftat rechtswidrig entzogen 
wurden, werden nur eingezogen, wenn der Geschädigte nicht mehr feststellbar ist. 
Zur Straftat benutzte oder zur Benutzung bestimmte Gegenstände, die nicht 
Eigentum des Täters oder Beteiligten sind, können eingezogen werden, wenn der 
Eigentümer die ihm zur Verhinderung eines Mißbrauchs dieser Gegenstände ob­
liegende Sorgfaltspflicht verletzt hat oder wenn die Einziehung zum Schutze der 
Gesellschaft notwendig ist.


